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Entwurf: Stand 19.05.2026 
 

S t a d t   R e n d s b u r g 
 

 
 

Teil B: Text 
 

zur 
 

Satzung der Stadt Rendsburg über den Bebauungsplan Nr. 105 
 

„W es t l i c he  B i s m a rc k s t raß e “  

 

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 2023 und  
die Landesbauordnung des Landes Schleswig-Holstein (LBO) 2024 

 

Ergänzend zu den Ausweisungen des Teils A, Planzeichnung, wird folgendes festgesetzt: 
 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise: 
 

(1) Art der Baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB), Urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO) 
 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO: 
1. Tankstellen, 
 
2. Vorführ- und Gesellschaftsräume, deren Zweck auf Darstellung oder Handlung mit   
 sexuellem Hintergrund ausgerichtet sind, 

 
3. Vergnügungsstätten und Spielhallen (Unternehmen im Sinne des § 33i der      
 Gewerbeordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit und  
 ohne Gewinnmöglichkeiten dienen). 

 
(2)  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO) 

 
Als Höhenbezugsebene für die festgesetzte maximale Gebäude- bzw. Firsthöhe  
gilt die mittlere Höhe der Oberkante des vorhandenen Bürgersteiges der jeweils anliegenden 
Straße, gemessen vor dem jeweiligen Baukörper. 

 
(3)  Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

 
Die nach § 6 Abs. 8 Nr. 1 LBO 2024 zulässige Gesamtlänge für Stellplätze, überdachte 

Stellplätze (Carports), Garagen, Anlagen für Fahrräder und Nebenanlagen nach § 14 BauNVO 

von 9 Metern mit einer mittleren Wandhöhe von 3 Metern darf ohne Abstandsflächen an den 

rückwärtigen Grundstücksgrenzen über die gesamte Grundstücksbreite bis zur festgesetzten 

Baugrenze oder Baulinie überschritten werden. 



- 2 - 

 
(4)  Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche (§ 19 Abs. 4 BauNVO) 

 
Die zulässige Grundfläche darf nicht überschritten werden. Dies gilt nicht für bauliche 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird. 
 

2. Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a und 25b BauGB): 
 

(1) Entlang der „Konrad-Adenauer-Straße“ sind innerhalb der privaten Grundstücksflächen auf 
den zeichnerisch festgesetzten Standorten Pflanzungen von Einzelbäumen als großkronige 
Laubbäume durchzuführen. Die Laubbäume sind mit einem Stammumfang von mind. 16 cm 
zu pflanzen, auf Dauer zu pflegen und zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 
(2) Alle aufsteigenden Bauteile von Garagen, überdachten Stellplätzen (Carports), überdachten 

Anlagen für Fahrräder und Nebenanlagen sind mit lebenden Pflanzen (Kletter-, Schling- oder 
Klimmpflanzen) zu begrünen. Von den Fassadenbegrünungsfestsetzungen ausgenommen 
sind die an Nachbargrundstücken errichteten Grenzwände. 

 
(4) Auf den Dachflächen aller Garagen, überdachter Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen bis 

zu einer Neigung von 15° ist eine extensive Dachbegrünung vorzunehmen. 
 
(5) Die Oberflächen von Stellplätzen und Gebäudezufahrten sind in luft- und 

wasserdurchlässigem Sicker- oder Rasenfugenpflaster mit einem Mindestfugenanteil von 
20 % herzustellen. Erschließungswege (Grundstückserschließungen, Gebäudezuwegungen) 
und Freisitzanlagen (Terrassen) sind mit kleinteiligen Belägen ohne gebundenen Unterbau 
herzustellen. 

 
II. Örtliche Bauvorschriften (§ 86 LBO) 
 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBO): 
 

(1) Wandflächen in der Fassadenebene müssen auf der der Bismarckstraße und der Konrad-

Adenauer-Straße zugewandten Seite sowie an den von den Straßen aus sichtbaren Seiten der 

Gebäude aus Ziegelmauerwerk bestehen. 

(2)  Nicht zulässig sind alle gemusterten oder grob strukturierte Putze, glänzende, spiegelnde oder 

reflektierende Materialien, Mauerwerksimitationen sowie flächige oder geschuppte 

Verkleidungen aus Holz, Faserzement, Kunststoff, Metall, Keramik, Werkstein, Naturstein, 

bituminierten Pappen und Glasbausteine. 

(3) Ziegelsichtmauerwerk ist in ziegelroter bis rotbrauner Farbe auszuführen, glasierte Ziegel sollen 

nicht verwendet werden. 

(4) Die Dachform des Hauptbaukörpers ist als Satteldach mit der Firstrichtung parallel zu den 

Straßen auszubilden und muss mit einer Neigung von 50° ausgebildet werden. Eine Abweichung 

aufgrund der geplanten Gebäudetiefe oder aus konstruktiven Gründen von ± 5° ist zulässig. 

(5) Zwerchgiebel, die schmaler als der Hauptbaukörper sind, so dass beiderseits die Traufe des 

Hauptdaches sichtbar bleibt, sind zulässig. Die Fassade des Zwerchgiebels ist Teil der 

Gesamtfassade und wird nicht durch eine durchlaufende Traufe von ihr getrennt. 

(6) Die geneigten Dachflächen sind mit S-förmigen Pfannen oder Dachsteinen in den Farben 

ziegelrot bis rotbraun auszuführen. 

(7) Die Farbe der Fensterrahmen und -flügel ist in weiß auszuführen. 

 
2. Stellplätze (§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBO): 
 

(1) Bei der Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher sowie anderer Anlagen, bei 
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern zu erwarten ist, 
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müssen die notwendigen Stellplätze und Abstellanlagen für Fahrräder gemäß folgender 
Richtzahlentabelle hergestellt werden. 

 
(2) Bei Änderungen und Nutzungsänderungen sowie Neubauten sind nach Neuberechnung 

Mehrbedarfe zu ermitteln. Der Bestand an tatsächlich vorhandenen oder durch Ablösevertrag 
abgelösten notwendigen Stellplätzen und Abstellanlagen für Fahrräder wird in solchen Fällen 
angerechnet. 

 
(3) Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Richtzahlentabelle nicht aufgeführt 

ist, richtet sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Abstellanlagen für Fahrräder nach 
dem voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf. Dabei sind die in der Richtzahlentabelle für 
vergleichbare Nutzungen festgesetzten Zahlen als Orientierungswerte heranzuziehen. 

 
(4) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der notwendigen 

Stellplätze und Abstellanlagen für Fahrräder nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die 
wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. Eine solche wechselseitige Benutzung ist bei 
öffentlich-rechtlicher Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der notwendigen 
Stellplätze und Abstellanlagen für Fahrräder verschiedener Vorhaben in zumutbarer Entfernung 
zulässig. 

 
(5) Steht die errechnete Gesamtanzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen 

Bedarf, so kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der notwendigen Stellplätze 
und Abstellanlagen für Fahrräder entsprechend erhöht oder ermäßigt werden. 

 
(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der Zahl der notwendigen Stellplätze oder Abstellanlagen für 

Fahrräder Nachkommastellen, ist auf ganze Zahlen kaufmännisch ab- oder aufzurunden. 
 

(7) Der Nachweis der Stellplätze und Abstellanlagen für Fahrräder ist im Rahmen des 
bauaufsichtlichen Verfahrens zu führen. 
 
 

Richtzahlentabelle zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs 

Nr. Verkehrsquelle 
Stellplätze 

 

Abstellanlagen für 

Fahrräder 

Besucherinnen und 

Besucher anteilig in 

% 

1 Wohngebäude 

1.1 Mehrfamilienhäuser und sonstige 

Gebäude mit Wohnungen 

0,7 je Wohneinheit 

 

2 je Wohneinheit 10 

1.2 Wohnanlagen für betreutes Wohnen 0,2 je Wohneinheit 0,2 je Wohneinheit 20 

1.3 Studierenden- und 

Auszubildendenwohnheim 

1 je 3 Plätze 1 je Platz 10 

1.4 Schwestern-, Pflegerinnen- und 

Pflegerwohnheime, 

Arbeitnehmerinnen- und 

Arbeitnehmerwohnheime 

1 je 3 Plätze 1 je Platz 20 

1.5 Altenwohnheime, Altenheime 1 je 15 Plätze, hiervon 30 

v.H. für Behinderte (mind. 

1) 

1 je 10 Plätze 75 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 

und Praxisräumen  

 

 

2.1 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und 
Praxisräumen 

1 je 50 m² Nutzfläche 1 je 40 m² Nutzfläche 20 
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3. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke (§ 86 Abs. 1 Nr. 6 LBO) - 

Vorgärten: 
 

(1) Als Vorgarten gilt die Fläche zwischen Gebäude bzw. Verlängerung des Gebäudes bis zur 
seitlichen Grundstücksgrenze und der Grenze des Grundstücks zur öffentlichen Verkehrsfläche. 
 

(2) Ein Schottergarten ist eine mit Steinen bedeckte Gartenfläche, in welcher Steine, Kies und 
Schotter die hauptsächlichen Gestaltungsmittel sind. Pflanzen kommen nicht oder nur in geringer 
Zahl vor. Um unerwünschten Pflanzenwuchs zu verhindern, wird der Boden oft zusätzlich durch 
ein Vlies, Kunststofffolien, Beton oder sonstige Materialien versiegelt. 
 

(3) Vorgärten sind, soweit sie nicht als notwendige Fläche für Zuwegungen und -zufahrten genutzt 
werden, gärtnerisch als Gärten mit Rasen, Pflanzbeeten, Blühwiesen, Stauden Sträuchern, 
Hecken oder kleinkronigen Bäumen anzulegen und zu unterhalten. Schottergärten sind 
unzulässig. 

 
(4) Einfriedungen zur öffentlichen Straße sind nur als Hecken aus heimischen Laubgehölzen mit 

einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. 
 

(5)  Die Nutzung der Vorgärten als Arbeits- oder Lagerfläche ist unzulässig. 
 

(6) Stellplätze, überdachte Stellplätze (Carports), Wärmepumpen und Müllbehälter, 
Müllbehälterschränke bzw. Müllcontainer sind unzulässig. 
 

(7) Vor Schaufenstern und Zugängen von Läden kann die Nutzung der Vorgartenfläche für 
Ausstellungs- und Verkaufszwecke zugelassen werden; dies gilt auch für Gaststätten, soweit 
unzumutbare Störungen der Anwohner nicht zu befürchten sind. 
 

(8) Die Begrünung der Vorgärten ist innerhalb eines Jahres nach Ingebrauchnahme der baulichen 
Anlage auf dem Grundstück herzustellen. Die Frist kann bei Vorliegen besonderer Gründe um 
ein Jahr verlängert werden. 

 
4. Ordnungswidrigkeiten (§ 84 LBO): 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer  
 

a. vorsätzlich oder fahrlässig einer dieser örtlichen Vorschriften zuwiderhandelt, 
 

b. einer vollziehbaren Anordnung der Bauaufsichtsbehörde zuwiderhandelt, die aufgrund 
der örtlichen Bauvorschriften erlassen worden ist, 

 
c. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach 

der Landesbauordnung Schleswig-Holstein vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken 
oder zu verhindern. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden. 

 

2.2 Räume mit erheblichem Besuche-

rinnen- und Besucherverkehr 

(Schalter-, Abfertigungs- oder Be-

ratungsräume, Arztpraxen und dgl.) 

1 je 40 m² Nutzfläche 

(mind. 3) 

1 je 40 m² Nutzfläche 75 

3 Verkaufsstätten    

3.1 Läden, Geschäftshäuser 1 je 40 m² Verkaufs-

nutzfläche, jedoch mind. 2 

je Laden 

1 je 80 m² Verkaufs-

nutzfläche 

75 

3.2 Geschäftshäuser mit geringem Be-

sucherinnen- und Besucherverkehr 

1 je 50 m² Verkaufs-

nutzfläche 

1 je 100 m² Verkaufs-

nutzfläche 

75 
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III. Nachrichtliche Übernahmen 
 
Archäologisches Interessengebiet (§ 12 Abs. 2 Nr. 6 DSchG): 
 

(1) Archäologisches Interessensgebiet (§ 12 Abs. 2 Nr. 6DSchG) In den in der Planzeichnung als 
"Archäologisches Interessensgebiet" gekennzeichneten Bereichen (Außenbereiche der 
Rendsburger Festungsanlage der frühen Neuzeit) bedürfen Erdarbeiten einer zusätzlichen 
Genehmigung des archäologischen Landesamtes. Bei baulichen Aktivitäten sind gem. § 14 
Denkmalschutzgesetz archäologische Untersuchungen (hier in Form einer Baubegleitung) 
erforderlich. 
 

(2) Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für 
die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks, 
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur 
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte 
in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach 
Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

 

IV. Hinweise ohne Normcharakter 
 
Kampfmittel (Kampfmittelverordnung Schleswig-Holstein - KmVO): 
 
Die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die oder der Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, vor der 

Errichtung von baulichen Anlagen im Sinne der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein 

und vor Beginn von Tief- und sonstige Erdbauarbeiten auf Grundstücken in Gemeinden, deren Gebiete 

mit Kampfmitteln belastet sind oder sein können, bei der Landesordnungsbehörde eine kostenpflichtige 

Auskunft über mögliche Kampfmittelbelastungen einzuholen. In der Anlage der Kampfmittelverordnung 

des Landes Schleswig-Holstein ist Rendsburg als eine der Gemeinden aufgelistet, in der die Pflicht zur 

entsprechenden Auskunftseinholung besteht. Demnach sind innerhalb des Stadtgebietes von 

Rendsburg Kampfmittel nicht auszuschließen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich Bauträgerinnen und Bauträger oder Eigentümerinnen oder 

Eigentümer frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen (Landeskriminalamt, 

Sachgebiet 323, Mühlenweg 166, 24116 Kiel) damit Sondier- und Räummaßnahmen in die 

Baumaßnahmen mit einbezogen werden können 

 
Denkmalpflegerischer Umgebungsschutz (§12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG): 

 
Die Errichtung von baulichen Anlagen und Werbeanlagen bedarf einer gesonderten 

denkmalrechtlichen Genehmigung. 

 


